Absender

An die

Stadtverwaltung (Umweltamt)

...
....

...












Datum

Antrag auf geeignete Maßnahmen zur Reduzierung der verkehrsbedingten Luftschadstoffbelastungen

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit stelle ich den Antrag, die Luftschadstoffbelastung, die durch Abgase des Kraftfahrzeugverkehrs verursacht wird, durch geeignete Maßnahmen so zu senken, dass Gefahren für meine Gesundheit infolge der Umweltbelastungen aus dem Kfz-Verkehr nicht zu befürchten sind.

Begründung:

Die Straßenverkehrsbehörden haben gemäß § 45 Abs. 1 Nr. 3 StVO und § 40 Abs. 1 BImSchG, die Verpflichtung, den Verkehr zu beschränken, zu verbieten oder umzuleiten, wenn der Wohnbevölkerung Gefahren durch Abgase drohen. Diese Verpflichtung besteht nicht nur in Bezug auf wenige Straßen, sondern – wenn die Bürger eines ganzen Gebietes betroffen sind – auch flächendeckend für alle Straßen eines Gebietes.

Ich wohne in der  ________________________(Straße) zwischen

__________________  und  ______________________

Es besteht hier der Verdacht, dass der Kfz-Verkehr eine Schadstoffbelastung in der Außenluft verursacht, die meine Gesundheit gefährden könnte. Berechnungen haben ergeben dass in den  Jahren 2002 und 2003 im o.g. Straßenabschnitt die Grenzwerte aus der 22. BImSchV überschritten wurden. Insbesondere für Feinstäube (PM10) besteht akute Gefahr. 

Diese Grenzwerte dienen dem Schutz der menschlichen Gesundheit und müssen zwingend eingehalten werden. Grundlage dieser strengen Grenzwerte sind medizinische Gutachten und Studien (...), die eine Gesundheitsgefahr bestätigen.

Da diese Stoffe überwiegend vom innerstädtischen, ortsnahen Kraftfahrzeugverkehr stammen, sind verkehrslenkende bzw. beschränkende Maßnahmen geeignet, um diese Luftschadstoffbelastungen zu verringern.

Ich beantrage deshalb, eine „Umweltzone“ in dem Gebiet von ... bis .... einzurichten, in der Diesel-Fahrzeuge ohne Russfilter nicht fahren dürfen.

Mit freundlichen Grüßen 

